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Land Hessen
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Sachgebiet Unfallversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren BK Nr. 1301

Harnblasenkarzinom
Kfz-Mechaniker
Exposition
aromatische Amine
Otto-Kraftstoffe
Azo-Farbstoff
o-Toluidin
aktueller Erkenntnisstand
Mindestdosis
Schwellendosis
freie Beweiswürdigung
Nichtraucher
Risikoverdopplung

Leitsätze 1. Hinsichtlich des Nachweises einer
kumulativen Exposition gegenüber o-
Toluidin im Bereich von mindestens 30 g
und damit der Forderung nach einer
Mindest- oder Schwellendosis herrscht
kein Konsens in der Wissenschaft.

2. Bei den auftretenden
Beweisschwierigkeiten hinsichtlich der
Exposition gegenüber aromatischen
Aminen sind im Rahmen der freien
Beweiswürdigung nach § 128
Sozialgerichtsgesetz (SGG), in die auch
Billigkeitserwägungen einfließen dürfen,
an den Vollbeweis keine zu hohen
Anforderungen zu stellen. Es genügt
insoweit eine Schätzung, wenn
ausreichende Grundlagen hierfür
vorhanden sind.

Normenkette SGG § 128
SGB VII § 9 Abs. 1
BKV Anlage 1 Nr. 1301
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1. Instanz

Aktenzeichen S 23 U 34/11
Datum 20.02.2013

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 U 48/13
Datum 02.04.2019

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am
Main vom 20. Februar 2013 aufgehoben und die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 21. September 2010 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
10. Februar 2011 verurteilt, bei dem KlÃ¤ger eine Berufskrankheit nach Nr. 1301
der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung anzuerkennen.

II. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers fÃ¼r beide
Instanzen.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung einer Berufskrankheit der Nr. 1301
der Anlage 1 zur Berufskrankheiten-Verordnung (BKV) bzw. einer "Wie-BK" streitig.

Der 1961 geborene KlÃ¤ger ist Kfz-Mechaniker-Meister. Er Ã¼bte folgende
TÃ¤tigkeiten aus:
â�¢ Seine Ausbildung absolvierte er von Juni 1977 bis Juli 1980 bei der C. GmbH in A-
Stadt, wo er anschlieÃ�end bis 31. MÃ¤rz 1983 als Kfz-Mechaniker beschÃ¤ftigt war.
Nach einem Inhaberwechsel setzte er diese TÃ¤tigkeit nunmehr im D. Autohaus mit
im Wesentlichen gleichen Aufgaben fort. Es handelte sich hierbei um typische
Instandhaltungsarbeiten wie Ã�lwechsel, Motor- und Vergasereinstellungen,
Austausch von grÃ¶Ã�eren Baugruppen, Kupplungs- und Bremsendienst sowie
sonstige Reparaturen, aber auch um Entkonservierung von Neuwagen und
Motorreinigungen sowie Reinigung der Gruben und Sammelbecken. WÃ¤hrend der
TÃ¤tigkeit im D. Autohaus kamen auÃ�erdem vermehrt Arbeiten an
Dieselfahrzeugen mit Abgasuntersuchungen hinzu.
â�¢ Im Januar 1985 wechselte der KlÃ¤ger als Kundendienstberater zu der Firma E.
in E-Stadt. Seine wesentlichen Aufgaben beinhalteten dort die Annahme von
Fahrzeugen, Diagnose und Werkstattkoordination und ggf. auch Mitarbeit, die
DurchfÃ¼hrung von Abgasuntersuchungen, KundendienstmaÃ�nahmen sowie den
Verkauf von Ersatzteilen.
â�¢ Ab Januar 1988 war der KlÃ¤ger dann bei der Fa. F. GmbH in F-Stadt als
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Kundendienstberater und mitarbeitender Kfz-Mechaniker tÃ¤tig, wobei er die
TÃ¤tigkeit im ersten Halbjahr 1988 fÃ¼r die Absolvierung eines Meisterkurses
unterbrach. In diesem Unternehmen, das Ã¼berwiegend Fahrzeugtuning
durchfÃ¼hrte, war der KlÃ¤ger jeweils hÃ¤lftig mit administrativen und technischen
Aufgaben betraut. Es handelte sich insbesondere um Arbeiten am Motor, wie
Diagnose, Motorein- und Ausbau, Reinigung und Endkontrolle.
â�¢ Nach Liquidation der Firma F. GmbH im Juni 1992 wurde diese im Juli 1992
unter dem Namen G. Ing. BÃ¼ro GmbH neu gegrÃ¼ndet und spÃ¤ter in F. Technik
GmbH umbenannt. Bei der Fa. G. war der KlÃ¤ger als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer, bei der
Fa. F. Technik GmbH wiederum als Kundendienst- und Werkstattmeister im Bereich
der Leistungssteigerung von Motoren tÃ¤tig.
â�¢ Ab Juli 2003 war der KlÃ¤ger sodann bei der Fa. H. HX. als Serviceberater
tÃ¤tig. Seine Hauptaufgaben bestanden dort in der Diagnose von StÃ¶rungen am
Fahrzeug, der Werkstattkoordination, QualitÃ¤tskontrolle, der FÃ¼hrung von
KundengesprÃ¤chen und Ã¤hnlichem.

Im September 1999 wurde bei dem KlÃ¤ger erstmals ein Harnblasenkarzinom
diagnostiziert; in den Jahren 2002 und 2005 traten Rezidive auf, im Juni 2006 ein
Nierenbeckenurothelcarcinom mit im April 2014 erfolgter
Nierenharnleiterentfernung links. Nach umfangreicher operativer Versorgung eines
Urothelkarzinoms der prostatischen HarnrÃ¶hre im Juni 2009, erfolgte unter dem
27. Oktober 2009 durch die Techniker Krankenkasse die Anzeige des Verdachts
einer Berufskrankheit.

Die Beklagte holte Stellungnahmen ihres PrÃ¤ventionsdienstes zur
Arbeitsplatzexposition des KlÃ¤gers bezÃ¼glich der BK Nr. 1301 vom 18. Dezember
2009 und vom 19. Januar 2010 ein, wonach im Zeitraum von 1964 bis 1994 in
Ottokraftstoffen (Normal und Super) Bleiverbindungen eingesetzt worden seien, die
auch einen Farbstoff enthielten. Als Farbstoff zur Kennzeichnung dieser Bleifluids sei
in der Regel Sudan Rot verwendet worden, das im Wesentlichen aus
Methylderivaten des Azobenzols 4â�� Azo-2 Naphtol bestanden habe. 1986 sei in
Deutschland das verbleite Normalbenzin verboten und 1996 auch der Verkauf von
verbleitem Superbenzin eingestellt worden. Der Anteil des Azo-Farbstoffes in
Kraftstoffen sei Ã¤uÃ�erst gering gewesen. Aufgrund der hohen FarbintensitÃ¤t
hÃ¤tten die Gesamtanteile dieser Farbstoffe in der Konzentration von lediglich
maximal 1 ppm gelegen.

Sodann holte die Beklagte ein arbeitsmedizinisches Gutachten des Prof. Dr. J. vom
29. Juli 2010 ein. Dieser fÃ¼hrte aus, Studien, die Daten Ã¼ber das Auftreten von
Blasenkarzinomen bei Kfz-Mechanikern enthielten, sÃ¤hen fÃ¼r diese Berufsgruppe
keine Risikoverdopplung vor. In der Zusammenschau lasse sich festhalten, dass der
KlÃ¤ger wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeit als Kfz-Mechaniker gegenÃ¼ber in
MineralÃ¶lprodukten enthaltenen Azofarbstoffen, aus denen aromatische Amine der
KanzerogenitÃ¤tskategorie 2 freigesetzt werden kÃ¶nnen, in einer geringen
Konzentration von 1 ppm exponiert gewesen sei. Zwar lieÃ�en eine Reihe von
Kriterien ein beruflich bedingtes Harnblasenkarzinoms als mÃ¶glich erscheinen. Vor
dem Hintergrund der Exposition in geringen Konzentrationen und der fehlenden
Risikoverdopplung seien die Voraussetzungen einer BK Nr. 1301 im Ergebnis aber
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als nicht erfÃ¼llt anzusehen.

Hierauf lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 21. September 2010 die Anerkennung
der Erkrankung des KlÃ¤gers als BK Nr. 1301 oder wie eine Berufskrankheit nach Â§
9 Abs. 2 SGB VII ab und wies den hiergegen eingelegten Widerspruch mit
Widerspruchsbescheid vom 10. Februar 2011 ab.

Am 28. Februar 2011 hat der KlÃ¤ger hiergegen Klage bei dem Sozialgericht
Frankfurt am Main (Sozialgericht) erhoben.

Das Sozialgericht hat die Klage mit Urteil vom 20. Februar 2013 abgewiesen und zur
BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, die bei dem KlÃ¤ger bestehende Erkrankung mit einem
Harnblasenkarzinom kÃ¶nne nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf
berufliche Einwirkungen zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden. Zwar sei nachgewiesen, dass
der KlÃ¤ger durch den Kontakt mit Kraftstoffen bis 1994 aromatischen Aminen in
geringem Umfang ausgesetzt gewesen sei, jedoch kÃ¶nne nach dem aktuellen
medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnisstand die erforderliche Risikoverdopplung
fÃ¼r die Berufsgruppe der Kfz-Mechaniker nicht angenommen werden und fehle es
damit grundsÃ¤tzlich an dem Nachweis der hinreichenden Wahrscheinlichkeit fÃ¼r
eine berufliche Genese eines Harnblasenkarzinoms im Zusammenhang mit
aromatischen Aminen. UmstÃ¤nde, die vorliegend trotz der fehlenden
Risikoverdopplung den wesentlichen Ursachenzusammenhang belegen kÃ¶nnten,
seien nicht festzustellen. Zwar sei eine schÃ¤dliche Untergrenze fÃ¼r aromatische
Amine nicht bekannt und finde sich eine solche auch nicht in dem Merkblatt zur BK
Nr. 1301 und der KlÃ¤ger sei deutlich vor dem mittleren Erkrankungsalter an einem
Harnblasenkarzinom erkrankt, dies fÃ¼hre vor dem Hintergrund einer fehlenden
Risikoverdopplung, der nur sehr geringen Konzentration von aromatischen Aminen
in Kraftstoffen (1 ppm) und einer teilweisen AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit auch im
administrativen Bereich nicht zu einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit der
Verursachung der Erkrankung durch berufsbedingte Einwirkungen. Auch die
Feststellung des Harnblasenkarzinoms als "Wie-BK" im Hinblick auf den Kontakt mit
Benzol komme nicht in Betracht, da es insoweit an diesbezÃ¼glichen neuen
medizinisch-wissenschaftlichen Erkenntnissen fehle.

Gegen dieses seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 27. Februar 2013 zugestellte
Urteil hat der KlÃ¤ger am 7. MÃ¤rz 2013 Berufung zum Hessischen
Landessozialgericht in Darmstadt eingelegt.

Der KlÃ¤ger ist der Auffassung, seine Harnblasenkrebserkrankung sei auf seine
TÃ¤tigkeit als Kfz-Mechaniker Ã¼ber mehr als 30 Jahre in verschiedenen Kfz-
Betrieben zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Neben einer berufsbedingten Exposition
gegenÃ¼ber einer Vielzahl anderer Stoffe habe die bei ihm vorhandene jahrelange
tÃ¤gliche Exposition gegenÃ¼ber Benzin, welches mit Azofarbstoff eingefÃ¤rbt
gewesen sei, zu einer relevanten RisikoerhÃ¶hung gefÃ¼hrt. Bei seiner TÃ¤tigkeit
sei die Aufnahme Ã¼ber die Haut besonders hoch gewesen. Grenzwerte zum
GefÃ¤hrdungspotenzial bei aromatischen Aminen gebe es nicht. Zudem seien
sowohl die Autoabgase als auch die Dieselkraftstoffe nicht hinreichend in die
PrÃ¼fung eingeflossen. Auch habe er mit Staufferfett gearbeitet, das mit Azo-
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Farbstoffen gefÃ¤rbt gewesen sei.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des Sozialgerichts Frankfurt am Main vom 20. Februar 2013 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 21. September 2010 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 10. Februar 2011 aufzuheben und festzustellen, dass
bei ihm eine Berufskrankheit nach Nr. 1301 der Anl. 1 zur Berufskrankheiten-
Verordnung,
hilfsweise
eine Berufskrankheit nach Â§ 9 Abs. 2 SGB VII vorliegt.

Die Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig.

In einer Stellungnahme des PrÃ¤ventionsdienstes der Beklagten vom 8. Oktober
2015 hat dieser ausgefÃ¼hrt, Dieselkraftstoffe seien nicht mit Azofarbstoffen
eingefÃ¤rbt gewesen. Auch Autoabgase von Verbrennungsmotoren enthielten keine
aromatischen Amine. Ein Einsatz von Farbstoffen in Schmierfetten sei besonders in
Industrieschmierfetten, nicht aber im Pkw-Bereich erfolgt. Auch enthielten solche
Universalfette in den alten BundeslÃ¤ndern keine aromatischen Amine.

Auf Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) hat der Senat ein
fachurologisches Gutachten des Dr. K. vom 14. Oktober 2017 mit toxikologischem
Zusatzgutachten des Prof. Dr. L. vom 30. Juni 2017 eingeholt. Der SachverstÃ¤ndige
Dr. K. hat bei dem KlÃ¤ger das Vorliegen einer BK Nr. 1301 sowie auÃ�erdem eine
"Wie-BK" durch Emissionen von Dieselmotoren bejaht. Hierbei hat sich Dr. K. im
Wesentlichen auf die AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. L. bezogen, der zu diesem
Ergebnis gekommen ist. Der Toxikologe hat zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, zwar
kÃ¶nne die ehemals im Benzin eingesetzte Konzentration von Sudan Rot 7B mit 1
mg/Liter Benzin (1 ppm) auf den ersten Blick als gering angesehen werden. FÃ¼r
das durch die aus dem Farbstoff entstehenden aromatischen Amine gegebene
kanzerogene Risiko dÃ¼rfe jedoch nicht die genannte Konzentration im Benzin
zugrunde gelegt werden, sondern es mÃ¼sse eine RisikoabschÃ¤tzung auf der
Basis der Menge an Sudan Rot 7B durchgefÃ¼hrt werden, die unter den
Arbeitsbedingungen des KlÃ¤gers relevant gewesen sei. Hierzu hat der
SachverstÃ¤ndige eine Berechnung angestellt, die eine Exposition des KlÃ¤gers
durch die regelmÃ¤Ã�ige DurchfÃ¼hrung von Ã�lwechseln aufgrund von
VerbrennungsrÃ¼ckstÃ¤nden im MotorÃ¶l darlegt. Bei einer Zahl von 3
Ã�lwechseln pro Tag an 200 Arbeitstagen stelle sich danach insgesamt eine
kumulative Dosis von ca. 6 mg/Jahr dar. Diese Menge an kanzerogenen
aromatischen Aminen fÃ¼hre mit hoher Wahrscheinlichkeit insbesondere vor dem
Hintergrund der Gesamtarbeitszeit des KlÃ¤gers von vielen Jahren zu einem
Harnblasenkarzinom.

Die Beklagte hat hierzu eine Stellungnahme des Dr. M. vom 12. November 2017
vorgelegt. Dieser geht von der TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers von 1977-1984 als Kfz-
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Mechaniker aus, anschlieÃ�end als Kundenberater und Werkstattmeister. Im
Rahmen dieser TÃ¤tigkeit habe sicherlich eine Exposition gegenÃ¼ber Kraftstoffen
bestanden, die in frÃ¼heren Jahren in geringem Anteil mit Azofarbstoffen
eingefÃ¤rbt gewesen seien, von denen einige krebserzeugende aromatische Amine
wie o-Toluidin freisetzten. Es sei allerdings davon auszugehen, dass die
FarbstoffmolekÃ¼le relativ stabil gewesen seien, so dass freies o Toluidin allenfalls
im ppb-Bereich angenommen werden kÃ¶nne. Dieses gelte unter den
krebserzeugenden aromatischen Aminen als relativ gering kanzerogen. Es
bedÃ¼rfe einer kumulativen Dosis von mehr als 30 g, um das Verdopplungsrisiko
fÃ¼r Harnblasenkarzinome zu erreichen. Dies sei bei der stattgehabten Exposition
undenkbar, wobei auch zu berÃ¼cksichtigen sei, dass eine inhalative Exposition
nicht stattgefunden habe, da der Siedepunkt der Farbstoffe viel zu hoch liege, um
bei Umgang mit diesen inhalativ relevant aufgenommen werden zu kÃ¶nnen. Damit
sei eine Exposition gegenÃ¼ber krebserzeugenden aromatischen Aminen, wenn sie
denn Ã¼berhaupt bestanden habe, so gering gewesen, dass in keiner Weise BK-
relevant gewesen sei.

Prof. Dr. L. hat hierzu unter dem 3. Januar 2018 ausgefÃ¼hrt, nach Aufnahme in
den Organismus kÃ¶nnten die beiden Azo-Gruppen des Sudan Rot 7B reduktiv
gespalten werden, was zur Entstehung verschiedener aromatischer Amine fÃ¼hre.
Eine inhalative Exposition kÃ¶nne auf keinen Fall vÃ¶llig ausgeschlossen werden,
einer solchen bedÃ¼rfe es jedoch auch nicht, da eine dermale Exposition
gegenÃ¼ber den Farbstoffen mit der anschlieÃ�enden Fremdstoffmetabolisierung
vÃ¶llig ausreiche, um im Organismus des KlÃ¤gers kanzerogene Amine entstehen
zu lassen.

In einer weiteren Stellungnahme hierzu vom 30. Januar 2018 hat Dr. M. dargelegt,
die AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. L. stÃ¼nden nicht im Einklang mit der
anzunehmenden stattgehabten Exposition und der stattgehabten Aufnahme
krebserzeugender aromatischer Amine in den Organismus. Es mÃ¼sse
berÃ¼cksichtigt werden, dass die Azofarbstoffe zur EinfÃ¤rbung von
Ottokraftstoffen jedenfalls nur in einer Konzentration von 0,1-1 ppm zum Einsatz
gekommen seien. Von den Inhaltsstoffen sei nur das o Toluidin ein
humankanzerogenes aromatisches Amin im Sinne der BK Nr. 1301, wobei das
krebserzeugende Potenzial deutlich unter dem von 2-Naphthylamin liege. Wegen
der Ã¤uÃ�erst geringen Farbstoffkonzentration, erfahrungsgemÃ¤Ã� nur kurzen
Expositionszeiten und einer mÃ¶glichen o-Toluidin-Abspaltung nur bei einem Teil
der eingesetzten Farbstoffe sei die ausschlieÃ�lich dermale Exposition bei Kfz-
Schlossern als gering einzuschÃ¤tzen. Es sei zu berÃ¼cksichtigen, dass es sich
naturgemÃ¤Ã� bei Farbstoffen um stabile MolekÃ¼le handele, welche unter den
gegebenen Bedingungen nur zum geringsten Teil in ihre Ausgangsstoffe dissoziiert
seien. Es sei zu hinterfragen, ob die stattgehabte Exposition geringen AusmaÃ�es
ausreiche, eine BK Nr. 1301 zu begrÃ¼nden. Wenn, dann sei die Aufnahme
ausschlieÃ�lich Ã¼ber die Haut erfolgt. Zweifellos werde die Frage, bei welcher
kumulativen Dosis eines aromatischen Amins, hier insbesondere o-Toluidin, ein
Verdopplungsrisiko fÃ¼r Harnblasenkarzinome bestehe, kontrovers diskutiert. Es
sei nicht mÃ¶glich, allein aus der Erkenntnis heraus, dass ein Stoff kanzerogen
wirke, eine KausalitÃ¤t einer Berufskrankheit abzuleiten. Zumindest bedÃ¼rfe es
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einer epidemiologischen BestÃ¤tigung, ob eine bestimmte Berufsgruppe einem
hÃ¶heren Risiko, an einem Urothelkarzinom zu erkranken, unterliege
(Risikoverdopplung). Dieses epidemiologische Kriterium sei bei Kfz-Mechanikern
nicht erfÃ¼llt.

Prof. Dr. L. hat hierzu nochmals unter dem 28. MÃ¤rz 2018 und dem 30. April 2018
ausgefÃ¼hrt, Dr. M. gehe lediglich von einer Hautresorption aromatischer Amine
durch den Kontakt mit dem originÃ¤ren Motorentreibstoff aus, er lasse hierbei aber
unberÃ¼cksichtigt, dass eine Anreicherung von Azofarbstoffen in den MotorenÃ¶len
stattfinde, mit denen der KlÃ¤ger in weitaus grÃ¶Ã�erem Umfang Kontakt gehabt
habe. Auch gehe Dr. M. nicht auf den Fremdstoffmetabolismus ein, der im
Organismus aus den Azofarbstoffen teilweise kanzerogene aromatische Amine
entstehen lasse. Diese Azofarbstoffe seien zwar chemisch stabil, unterlÃ¤gen
jedoch einer wirksamen biochemischen Umsetzung zu kanzerogenen aromatischen
Aminen. Auch lasse Dr. M. unberÃ¼cksichtigt, dass der KlÃ¤ger nicht nur
gegenÃ¼ber aromatischen Aminen, sondern auch gegenÃ¼ber
Dieselmotorabgasen exponiert gewesen sei, fÃ¼r die eine ErhÃ¶hung des
kanzerogenen Risikos um den Faktor "mehr als 2" fÃ¼r die Berufsgruppe des
KlÃ¤gers zweifelsfrei dokumentiert sei. Auch habe Dr. M. keine Argumente gegen
die von ihm durchgefÃ¼hrte ExpositionsabschÃ¤tzung gegenÃ¼ber aromatischen
Aminen angebracht oder eine Gegenrechnung prÃ¤sentiert. Bei Azofarbstoffen
handele es sich zwar um chemisch stabile Substanzen, die jedoch
biochemisch/biologisch sehr leicht reduktiv gespalten und durch diesen Abbau zu
freien aromatischen Aminen "toxifiziert" wÃ¼rden. Die von Dr. M. reklamierte
Risikoverdopplung habe weder Eingang in die entsprechenden Vorschriften und
Arbeitshilfen der DGUV noch in die Rechtsprechung gefunden.

In einer weiteren Stellungnahme vom 7. Juni 2018 ist Dr. M. auf die Frage von
Dieselabgasexpositionen eingegangen und hat im Ã�brigen darauf hingewiesen,
hinsichtlich der auftretenden aromatischen Amine habe es sich im Wesentlichen um
o Toluidin gehandelt, da in dem Zeitraum ab 1977 andere Kupplungskomponenten
auf der Basis aromatischer Amine von etwaigen Azofarbstoffen kaum mehr in
Gebrauch gewesen seien. Die gesamte Diskussion sei eine theoretische, welche im
Hinblick auf die Pathomechanismen, die Prof. Dr. L. anfÃ¼hre, korrekt sei. Eine
stattgehabte Exposition des KlÃ¤gers liege allerdings in einer GrÃ¶Ã�enordnung, in
welcher kein realistischer Beitrag zur Krebsentstehung angenommen werden
kÃ¶nne: Versteuerte Dieselkraftstoffe seien niemals eingefÃ¤rbt worden;
Schmierstoffe hÃ¤tten in dem Zeitraum, in welchem der KlÃ¤ger seinen Beruf als
Kfz-Mechaniker ausgeÃ¼bt habe, keine Substanzen mehr als Oxidationsinhibitoren
enthalten, die krebserzeugende aromatische Amine enthielten oder hÃ¤tten
abspalten kÃ¶nnen. Unterbodenschutz sei auf der Basis von Bitumenprodukten
eingesetzt worden, die allenfalls Spuren aromatischer Amine enthielten. Motor- und
GetriebeÃ¶l hÃ¤tten als Antioxidantien und Farbstoffe keine als krebserzeugend
eingestuften aromatischen Amine und auch keine Farbstoffe auf der Basis von
Azofarbmitteln enthalten. Selbst wenn im Ausnahmefall Azofarbstoffe bei
SchmierÃ¶l eingesetzt worden seien, sei ein dermaler Kontakt zu MotorÃ¶l eher als
geringgradig zu bewerten. Beim Ã�lwechsel seien groÃ�flÃ¤chige Verschmutzungen
mÃ¶glichst immer vermieden worden. Auch das EinfÃ¼llen neueren oder Ã¤lteren
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Motor- oder GetriebeÃ¶ls gehe nicht mit einer relevanten dermalen Exposition
einher. Es kÃ¶nnten allenfalls durch Tropfen Verunreinigungen der HÃ¤nde
auftreten. Die Exposition sei in ihrer QuantitÃ¤t aus arbeitsmedizinischer Sicht als
geringfÃ¼gig zu bewerten. Die AusfÃ¼hrungen von Prof. Dr. L. seien in qualitativer
Hinsicht sicherlich richtig, in quantitativer Hinsicht aber spekulativ. Die Auswertung
der Literatur ergebe ein leicht erhÃ¶htes Risiko fÃ¼r Kfz-Mechaniker, an einem
Harnblasenkarzinom zu erkranken (1,27), ein Verdopplungsrisiko sei fÃ¼r diese
Berufsgruppe nicht nachgewiesen. Eine Studie von Colt, Karagas, Silverman (Journal
of Occupational and Environmental Med. 2011 April; 68 (4) 239 â�� 249), ergebe
ein relatives Risiko unter Automobilmechanikern von 1,6 insgesamt. Die weitere
AufschlÃ¼sselung dieser Daten sei aber im Hinblick auf den
BeschÃ¤ftigungszeitraum von ganz besonderem Interesse: So seien
Automechaniker vor 1950 mit einem relativen Risiko von 4,4, von 1950-1959 von
1,6, von 1960-1969 von 1,8 und von 1970-1979 sowie von 1980 bis heute mit
einem Risiko von 0,9 gefÃ¤hrdet, an einem Harnblasenkarzinom zu erkranken.
Damit ergab sich nach 1970 kein erhÃ¶htes Risiko mehr im Vergleich zur
unbelasteten Referenz.

Prof. Dr. L. hat sich hierzu nochmals unter dem 15. August 2018 geÃ¤uÃ�ert und
ausgefÃ¼hrt, Dr. M. lasse vÃ¶llig unberÃ¼cksichtigt, dass nach der gÃ¤ngigen
wissenschaftlichen Lehrmeinung bei aromatischen Aminen in den
KanzerogenitÃ¤tsklassen K1 und K2 die Angabe von Grenzwerten, unter denen mit
Sicherheit keine Krebserkrankung zu erwarten ist, nicht mÃ¶glich sei. Die
Einlassung des Dr. M., eine stattgehabte Exposition des KlÃ¤gers liege in einer
GrÃ¶Ã�enordnung, in welcher kein realistischer Beitrag zur Krebsentstehung
angenommen werden kÃ¶nne, sei eine reine MeinungsÃ¤uÃ�erung, da sie in keiner
Weise durch eine Modellrechnung auch nur ansatzweise belegt werde. Auch den
AusfÃ¼hrungen zu der Publikation von Colt u.a. kÃ¶nne nicht gefolgt werden: Die
dort in Tabelle 4 in Bezug genommenen Zeitangaben dokumentierten den Beginn,
nicht aber die Dauer der jeweiligen BeschÃ¤ftigung; daher fehle diesen Daten jede
Beweiskraft fÃ¼r eine Verminderung des Krebsrisikos ab 1970. Im Ã�brigen hÃ¤tten
die Autoren der Studie selbst den Verdacht geÃ¤uÃ�ert, dass es sich hierbei um
einen "latency effect" handeln kÃ¶nne, denn bei einer Latenzzeit von 30 bis 40
Jahren hÃ¤tten in der 2011 publizierten Studie die meisten KrebsfÃ¤lle, die auf eine
Exposition wÃ¤hrend der Jahre 1975 bis 1990 zurÃ¼ckgingen, gar nicht erfasst
werden kÃ¶nnen. Hingegen kÃ¶nne man aus den der Tabelle 3 dieser Studie zu
entnehmenden Daten sowohl fÃ¼r die Berufsgruppe der "Fahrzeug- und
MobilgerÃ¤temechaniker und reparateure" als auch fÃ¼r die der
"Automobilmechaniker" bei BeschÃ¤ftigungszeiten von mindestens 15 Jahren eine
statistisch signifikante ErhÃ¶hung der Blasenkrebsinzidenz mit einem Faktor von
mehr als 2 erkennen.

Wegen der weiteren Einzelheiten, insbesondere auch im Vorbringen der Beteiligten
und in der Gutachtenslage, wird auf den Inhalt der Gerichtsakte sowie der
beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen, der Gegenstand
der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Berufung des KlÃ¤gers hat Erfolg. Nach Auffassung des Senats ist die Beklagte
verpflichtet, bei dem KlÃ¤ger eine Berufskrankheit nach der Nr. 1301 der Anlage 1
zur BKV anzuerkennen.

Berufskrankheiten sind nach Â§ 9 Abs. 1 S. 1 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch
Gesetzliche Unfallversicherung â�� (SGB VII) Krankheiten, die die Bundesregierung
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates als Berufskrankheiten
bezeichnet und die Versicherte infolge einer den Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 
3 oder 6 SGB VII begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit erleiden. In der Anlage 1 zur BKV ist
unter Nr. 1301 bezeichnet: "SchleimhautverÃ¤nderungen, Krebs oder andere
Neubildungen der Harnwege durch aromatische Amine".

Voraussetzung fÃ¼r die Feststellung jeder Erkrankung als Berufskrankheit ist
zunÃ¤chst, dass die versicherte TÃ¤tigkeit, die schÃ¤digenden Einwirkungen sowie
die Erkrankung, im Sinne des Vollbeweises nachgewiesen sind. Eine absolute
Sicherheit ist bei der Feststellung des Sachverhalts dabei nicht zu erzielen.
Erforderlich ist aber eine an Gewissheit grenzende Wahrscheinlichkeit, wonach kein
vernÃ¼nftiger Mensch mehr am Vorliegen vorgenannter Tatbestandsmerkmale
zweifelt (BSGE 6, 144; Meyer-Ladewig, SGG, 9. Auflage, Â§ 118 Rdnr. 5 m.w.N.). Der
Grad der Wahrscheinlichkeit muss so hoch sein, dass alle UmstÃ¤nde des
Einzelfalles nach vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des Verfahrens
und nach der allgemeinen Lebenserfahrung geeignet sind, die volle richterliche
Ã�berzeugung hiervon zu begrÃ¼nden (BSGE 45, 285, 287; 61, 127, 128).

Zur Anerkennung einer Berufskrankheit muss zudem ein doppelter ursÃ¤chlicher
Zusammenhang bejaht werden. Die gesundheitsgefÃ¤hrdende schÃ¤digende
Einwirkung muss ursÃ¤chlich auf die versicherte TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren sein
(sog. EinwirkungskausalitÃ¤t) und diese Einwirkung muss die als Berufskrankheit
zur Anerkennung gestellte Krankheit verursacht haben (haftungsbegrÃ¼ndende
KausalitÃ¤t). Als BeweismaÃ�stab genÃ¼gt fÃ¼r die ursÃ¤chlichen
ZusammenhÃ¤nge statt des Vollbeweises die hinreichende Wahrscheinlichkeit, d. h.
bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller fÃ¼r und gegen den Zusammenhang
sprechenden UmstÃ¤nde mÃ¼ssen die fÃ¼r den Zusammenhang sprechenden
ErwÃ¤gungen so stark Ã¼berwiegen, dass die dagegen sprechenden billigerweise
fÃ¼r die Bildung und Rechtfertigung der richterlichen Ã�berzeugung auÃ�er
Betracht bleiben kÃ¶nnen (BSG in SozR Nr. 20 zu Â§ 542 RVO a. F.). Der
Ursachenzusammenhang ist jedoch nicht schon dann wahrscheinlich, wenn er nicht
auszuschlieÃ�en oder nur mÃ¶glich ist (BSGE 60, 58, 59).

Bei dem KlÃ¤ger ist im September 1999 im Lebensalter von 38 Jahren ein
Harnblasentumor im Stadium pT1 G2 diagnostiziert worden sowie ein erstes Rezidiv
im Juli 2002 und ein zweites Rezidiv im Jahr 2005. Im weiteren Verlauf trat im Juni
2006 ein Nierenbeckenurothelcarcinom links auf, im Juni 2009 erfolgte eine
Urethrektomie mit Anlage eines Ileocaecalpouchs, im April 2014 eine
Nierenharnleiterentfernung links. Eine Erkrankung im Sinne der BK Nr. 1301 ist
damit im Vollbeweis gesichert.

Der KlÃ¤ger war wÃ¤hrend seiner versicherten TÃ¤tigkeit auch gegenÃ¼ber
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aromatischen Aminen exponiert.

BezÃ¼glich der versicherten TÃ¤tigkeiten des KlÃ¤gers als
Kraftfahrzeugmechaniker vom Beginn seiner Ausbildung im Juni 1977 bis Ende 1984
in ganztÃ¤giger AusÃ¼bung und ab 1985 bei verschiedenen Arbeitgebern in ca.
hÃ¤lftiger TÃ¤tigkeit als mitarbeitender Kraftfahrzeugmechaniker bei im Ã�brigen
ausgeÃ¼bter TÃ¤tigkeit im Bereich des Kundendienstes hÃ¤lt der Senat eine
Exposition des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber o-Toluidin im Vollbeweis fÃ¼r gesichert und
die EinwirkungskausalitÃ¤t fÃ¼r gegeben. Wie der PrÃ¤ventionsdienst der
Beklagten dargelegt hat (Stellungnahme vom 19. Januar 2010), wurden im Zeitraum
von 1964 bis 1994 in Ottokraftstoffen (Normal und Super) Bleiverbindungen zur
Verbesserung der Klopffestigkeit eingesetzt. Zur Kennzeichnung dieser sog.
Bleifluids wurde ein Farbstoff (in der Regel Sudan Rot) verwendet, bei dem es sich
um einen Azofarbstoff handelt, der o-Toluidin abspalten kann. Diese Bleifluids
wurden in einer Konzentration von ca. 1 mg/l Kraftstoff zugefÃ¼gt. Das entspricht
etwa einem Gehalt von 1 ppm Farbstoff im Kraftstoff (vgl. hierzu insgesamt BK-
Report Aromatische Amine 2/2018 S. 124, Ziffer 13.5.1.4). Insoweit besteht auch
Ã�bereinstimmung zwischen dem PrÃ¤ventionsdienst der Beklagten und allen
vorliegend befassten SachverstÃ¤ndigen.

Der Gefahrstoff o-Toluidin gehÃ¶rt zu den Stoffen, denen im Hinblick auf ihr
kanzerogenes Potenzial die grÃ¶Ã�te Bedeutung beigemessen wird. Nach Abschnitt
III der MAK-Werte-Liste der Senatskommission zur PrÃ¼fung
gesundheitsschÃ¤dlicher Arbeitsstoffe ist das Amin o-Toluidin nach K1 als gesichert
beim Menschen krebserzeugender Arbeitsstoff eingestuft (vgl.
Mehrtens/Brandenburg, Die Berufskrankheitenverordnung â�� BKV â��, Stand
September 2018, M 1301, Seite 15; Wissenschaftliche Stellungnahme zu der
Berufskrankheit Nr. 1301 der Anlage 1 zur BKV (GMBl 2011, 18)).

Nach Auffassung des Senats hat die Exposition des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber dem
Gefahrstoff o-Toluidin wÃ¤hrend seiner versicherten TÃ¤tigkeit als
Kraftfahrzeugmechaniker von 1977 bis Ende 1983 hinreichend wahrscheinlich die
bei ihm eingetretene Krebserkrankung der Harnwege verursacht.

Die KausalitÃ¤tsfeststellungen zwischen den einzelnen Gliedern des
Versicherungsfalles basieren auf der im gesetzlichen Unfallversicherungsrecht
geltenden Theorie der wesentlichen Bedingung. Danach geht es auf einer ersten
Stufe der KausalitÃ¤tsprÃ¼fung um die Frage, ob ein Zusammenhang im
naturwissenschaftlichen Sinne vorliegt, d.h. â�� so die neueste Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts â�� ob eine objektive Verursachung zu bejahen ist (BSG, Urteil
vom 24. Juli 2012 â�� B 2 U 9/11 R â�� juris). Beweisrechtlich ist zudem zu
beachten, dass der mÃ¶glicherweise aus mehreren Schritten bestehende
Ursachenzusammenhang positiv festgestellt werden muss (BSG, Urteil vom 9. Mai
2006, a.a.O.) und dass die AnknÃ¼pfungstatsachen der Kausalkette im Vollbeweis
vorliegen mÃ¼ssen (BSG, Beschluss vom 23. September 1997 â�� 2 BU 194/97 â��
Deppermann-WÃ¶bbeking in: Thomann (Hrsg.), PersonenschÃ¤den und
Unfallverletzungen, Referenz Verlag Frankfurt 2015, Seite 630). In einer zweiten
PrÃ¼fungsstufe ist sodann durch Wertung die Unterscheidung zwischen solchen
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Ursachen notwendig, die wesentlich sind, weil sie rechtlich fÃ¼r den Erfolg
verantwortlich gemacht werden, und den anderen, fÃ¼r den Erfolg rechtlich
unerheblichen Ursachen (BSG, Urteil vom 9. Mai 2006, a.a.O; BSG, Urteil vom 24.
Juli 2012 â�� B 2 U 9/11 R â�� juris).

Der naturwissenschaftliche Zusammenhang (1. PrÃ¼fungsstufe) zwischen der
berufsbedingten Dosis an o-Toluidin und der Krebserkrankung ist gegeben. Es
Ã¼berwiegen im vorliegenden Fall die Indizien deutlich, die fÃ¼r eine Verursachung
sprechen.

Hierzu ist zunÃ¤chst festzustellen, dass der Gefahrstoff o-Toluidin nach dem
gegenwÃ¤rtigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse generell geeignet ist,
beim Menschen bÃ¶sartige Neubildungen der Harnwege im Sinne der BK Nr. 1301
zu verursachen. Die PrÃ¼fung der generellen Geeignetheit in diesem Sinne bezieht
sich auf die spezifische Krebslokalisation bzw. Krebsart und auf die bestimmte
Personengruppe sowie die besondere TÃ¤tigkeit im Sinne des Â§ 9 Abs. 1 SGB VII
und nicht auf die bloÃ�e KanzerogenitÃ¤t. Die festgestellte SchÃ¤digung lÃ¤sst sich
im Einzelfall weder aus den MAK-Werten noch der Einstufung als krebserzeugender
Arbeitsstoff ableiten, sondern der Ã¤rztliche Befund unter BerÃ¼cksichtigung aller
Ã¤uÃ�eren UmstÃ¤nde des Fallhergangs ist entscheidend (vgl.
SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall- und Berufskrankheit, 9. Auflage
2017, Nr. 18.3., S. 1143 mit Verweis auf BSG vom 24. Januar 1990 â�� 2 RU 20/89
â�� und BSG vom 12. Juni 1990 â�� 2 RU 21/89 -). Der Nachweis der
KanzerogenitÃ¤t erfolgt durch epidemiologische Erhebungen bei entsprechend
belasteten Kollektiven. Ergebnisse aus Tierversuchen kÃ¶nnen Hinweise fÃ¼r
eventuelle kanzerogene Potenzen bzw. GefÃ¤hrdungen ergeben, wobei die
GÃ¼ltigkeit solcher Ergebnisse auf die Krankheitslehre des Menschen geklÃ¤rt sein
muss (vgl. SchÃ¶nberger u.a., a.a.O. Nr. 18.4., S. 1147). Dass o-Toluidin nach dem
gegenwÃ¤rtigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse geeignet ist, auch beim
Menschen bÃ¶sartige Neubildungen der Harnwege im Sinne der BK Nr. 1301
herbeizufÃ¼hren, ergibt sich aus der MAK-Werte-Liste und der dortigen Einstufung
von o-Toluidin in Kategorie 1 und der wissenschaftlichen Stellungnahme zur BK Nr.
1301 des Ã�rztlichen SachverstÃ¤ndigenbeirats "Berufskrankheiten" bei dem
Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales (GMBl 2011, 18). Allen
krebserzeugenden aromatischen Aminen gemeinsam ist, dass sie an sich nicht
krebserzeugend sind. Erst in der Verstoffwechselung entstehen aus den
AusgangsmolekÃ¼len krebserzeugende Zwischenprodukte in der Harnblase
(SchÃ¶nberger u.a., a.a.O. Nr. 18.6.2.2.1 S. 1182).

Die Einwirkung von o-Toluidin wÃ¤hrend der versicherten beruflichen TÃ¤tigkeit des
KlÃ¤gers als Kfz-Mechaniker war auch nicht nur der Art nach, sondern auch nach
Dauer und IntensitÃ¤t geeignet, die bÃ¶sartigen Neubildungen der Harnwege im
Sinne der BK Nr. 1301 im naturwissenschaftlichen Sinn zu verursachen (vgl. zu der
Voraussetzung der QualitÃ¤t und QuantitÃ¤t der Gefahrstoffe Brandenburg in Juri-
PK-SGB VII Rdnrn. 67 ff.).

FÃ¼r diese Feststellung stÃ¼tzt sich der Senat insbesondere auf die
AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr. L. in seinem Gutachten vom 30. Juni 2017 und seinen
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ergÃ¤nzenden Stellungnahmen hierzu. Der SachverstÃ¤ndige geht unter
Zugrundelegung der durch den PrÃ¤ventionsdienst der Beklagten festgestellten,
vom KlÃ¤ger wÃ¤hrend seiner TÃ¤tigkeit als Kfz-Mechaniker ausgefÃ¼hrten
Verrichtungen und auf diese Basis durchgefÃ¼hrter Berechnungen davon aus, dass
die Aufnahme von o-Toluidin am Arbeitsplatz des KlÃ¤gers, insbesondere in der Zeit
von 1977 bis 1984 quantitativ von erheblicher Bedeutung gewesen und nicht als
gering einzustufen ist. Die entgegenstehende Auffassung von Dr. M., wonach eine
UrsÃ¤chlichkeit des Gefahrstoffes fÃ¼r die Verursachung der Krebserkrankung nur
bei einer kumulativen Dosis von mindestens 30 g angenommen werden kÃ¶nne,
vermag den Senat nicht zu Ã¼berzeugen. Auch in der von diesem angefÃ¼hrten
VerÃ¶ffentlichung "Berufskrankheit 1301" (WeiÃ�/Henry/BrÃ¼ning, Arbeitsmed.
Sozialmed. Unfallmed. 2010, 222 ff.) rÃ¤umen die Autoren ein, dass sich den in der
internationalen Literatur verfÃ¼gbaren epidemiologischen Arbeiten weder Dosis-
Wirkungs- noch Dosis-Risiko-Beziehungen zu den von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) als humankanzerogen eingestuften aromatischen
Aminen entnehmen lassen, und dass diese Studien in der Regel sogar keine
Exposition angeben. Hinsichtlich des Nachweises einer kumulativen Exposition
gegenÃ¼ber urothelkanzerogenen Aminen im mg- oder g-Bereich und damit der
Forderung nach einer Mindestdosis oder Schwellendosis herrscht hiernach gerade
kein Konsens in der Wissenschaft (Urteile des Senats vom 21. Februar 2017 â�� L 3
U 9/13 â�� und vom 19. Juni 2018 â�� L 3 U 129/13; so auch LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 24. Oktober 2014, L 8 U 4478/13, juris Rdnr. 52; LSG
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 24. Februar 2011 L 31 U 339/08 â�� juris Rdnr. 30;
LSG Baden-WÃ¼rttemberg, Urteil vom 7. September 2010 â�� L 1 U 2869/09 â��
juris Rdnr. 38, 39; vgl. zu dem Stand der Diskussion: T. WeiÃ�, J. Henry, T.
BrÃ¼ning, Berufskrankheit 1301, Bewertung der beruflichen (Mit )Verursachung von
Harnblasenkrebserkrankungen unter BerÃ¼cksichtigung der quantitativen
AbschÃ¤tzung der Einwirkung der aromatischen Amine 2-Naphthylamin, 4
Aminodiphenyl und o-Toluidin, in: ASUMed 2010, Seiten 231, 233; Dietrich
Henschler, Klaus Norpoth, Heinz Walter Thielmann, Hans-Joachim Woitowitz,
Blasenkrebs durch aromatische Amine als Berufskrankheit: Zur ValiditÃ¤t der neuen
berufsgenossenschaftlichen Dosisgrenzwerte, ZblArbeitsmed 2012, Seite 73). Bei
der Formulierung des Tatbestandes der BK Nr. 1301 â�� auch in der aktualisierten
Fassung des GMBl. 2011, 18 â�� hat der Verordnungsgeber auch auf die Angabe
eines konkreten Belastungsgrenzwerts verzichtet. Der Verzicht auf die Angabe
konkreter Belastungsarten und Belastungsgrenzwerte bei der Formulierung von BK-
TatbestÃ¤nden geschah dabei vielfach bewusst, um bei der spÃ¤teren
Rechtsanwendung Raum fÃ¼r die BerÃ¼cksichtigung neuer, nach Erlass der
Verordnung gewonnener oder bekannt gewordener Erkenntnisse zu lassen (vgl.
BSG, Urteil vom 27. Juni 2006 â�� B 2 U 20/04 R â�� juris Rdnr. 18 ff. m.w.N.). Im
Merkblatt zur BK Nr. 1301 (Bek. des BMA vom 12. Juni 1963, BArbBl. Arbeitsschutz
1964, 129) ist hierzu unter IV. "Hinweise fÃ¼r die Ã¤rztliche Beurteilung"
ausgefÃ¼hrt, dass Krebs oder andere Neubildungen der Harnwege im Allgemeinen
nach mehrjÃ¤hriger, gelegentlich auch mehrmonatiger Exposition mit aromatischen
Aminen entstehen; noch Jahrzehnte nach Aufgabe des gesundheitsgefÃ¤hrdenden
Arbeitsplatzes kÃ¶nnen sie in Erscheinung treten." Eine Mindestexpositionsmenge
ist weder in dem Merkblatt zu BK Nr. 1301 noch in den spÃ¤teren, das Merkblatt
aktualisierenden wissenschaftlichen Stellungnahmen enthalten (vgl. dazu
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Mehrtens/Brandenburg, a. a. O., M 1301, Seiten 1 11). Ein Modell zur Ableitung von
Dosis-Wirkungs-Beziehungen wurde fÃ¼r 2 Naphthylamin, 4-Aminodiphenyl und o-
Toluidin zwar vorgeschlagen (SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und
Berufskrankheit, 9. Auflage 2017, 18.6.2.2.1, Seite 1182 unter Hinweis auf
WeiÃ�/Henry/BrÃ¼ning in ASU 45(2010) 222 ff.). Es gibt mit Ausnahme des
Einflusses von Tabakrauch jedoch keine sicheren epidemiologischen Erkenntnisse
zur RisikoschÃ¤tzung.

Nach den fÃ¼r den Senat Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. L. ist fÃ¼r die Bejahung der haftungsbegrÃ¼ndenden
KausalitÃ¤t ausschlaggebend, dass aromatische Amine (hier o-Toluidin) bis zum
Auftreten der Harnblasenkrebserkrankung Ã¼ber einen hinreichenden Zeitraum
von mehr als 20 Jahren am Arbeitsplatz des KlÃ¤gers auf diesen in ausreichendem
Umfang eingewirkt haben. In welcher HÃ¶he die Exposition jeweils erfolgt ist, lÃ¤sst
sich nicht mehr genau feststellen. In einem solchen Fall ist aber eine lebensnahe
BeweiswÃ¼rdigung zu praktizieren. Bei den auftretenden Beweisschwierigkeiten
sind im Rahmen der freien BeweiswÃ¼rdigung nach Â§ 128 Sozialgerichtsgesetz
(SGG), in die auch BilligkeitserwÃ¤gungen einflieÃ�en dÃ¼rfen, an den Vollbeweis
keine zu hohen Anforderungen zu stellen. FÃ¼r den Umfang der Exposition
genÃ¼gt deshalb eine SchÃ¤tzung, wenn ausreichende Grundlagen hierfÃ¼r
vorhanden sind (so Urteile des Senats vom 21. Februar 2017 â�� L 3 U 9/13 â��,
vom 16. Juni 2015 â�� L 3 U 141/10 â�� und vom 31. August 2010 â�� L 3 U 162/05
â�� jeweils juris mit Hinweisen auf die Rechtsprechung des BSG; LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 29. September 2011 L 6 U 5889/06;
Mehrtens/Brandenburg, Die Berufskrankheitenverordnung, Anmerkung 26.2 zu Â§ 9
SGB VII). Soweit Dr. M. in seiner Stellungnahme vom 30. Januar 2018 noch
ausgefÃ¼hrt hat, dass die verbleiten Ottokraftstoffe Farbstoffe enthalten hÃ¤tten,
von denen je nach Struktur nur einige o-Toluidin enthielten, hat er unter dem 7. Juni
2018 dargelegt, dass es sich bei der maÃ�geblichen Kupplungskomponente in dem
vorliegend in Rede stehenden Zeitraum ab 1977 im Wesentlichen um o-Toluidin
gehandelt hat. Dabei ist fÃ¼r die ersten Jahre seiner TÃ¤tigkeit als
Kraftfahrzeugmechaniker (insbesondere 1977 bis einschlieÃ�lich 1984) von einer
vergleichsweise hÃ¶heren Einwirkung auszugehen, da er in diesem Zeitraum
ausschlieÃ�lich die fÃ¼r diesen Beruf typischen WerkstatttÃ¤tigkeiten ausgeÃ¼bt
hat, wÃ¤hrend er ab 1985 neben diesen Aufgaben auch solche im Bereich des
Kundendienstes wahrgenommen hat. Prof. Dr. L. hat nachvollziehbar dargelegt,
dass entgegen der AusfÃ¼hrungen des Dr. M. unter BerÃ¼cksichtigung der
TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers nicht nur der Kontakt zu Kraftstoffen zu beurteilen ist, fÃ¼r
die von einer Belastung mit o-Toluidin im Bereich von 1 ppm auszugehen ist und
unter deren ausschlieÃ�licher BerÃ¼cksichtigung der PrÃ¤ventionsdienst der
Beklagten in seiner Stellungnahme von 18. Dezember 2009 von einer dermalen
Exposition arbeitstÃ¤glich im Minutenbereich und Ã¼ber einen Zeitraum von ca. 5
Jahren bei TankumfÃ¼ll- und Tankumbauarbeiten auch von gelegentlichen
grÃ¶Ã�eren Expositionen ausgeht. Vielmehr weist der toxikologische
SachverstÃ¤ndige auf eine deutlich hÃ¶here dermale Belastung aufgrund der
regelmÃ¤Ã�igen Vornahme von Ã�lwechseln hin. Er hat hierzu Ã¼berzeugend
ausgefÃ¼hrt, dass bei einer Laufleistung von 30.000 km zwischen zwei Ã�lwechseln
und einem durchschnittlichen Verbrauch von 8 l Benzin pro 100 km in der
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verbrauchten Benzinmenge 2400 mg Sudan Rot enthalten waren und
RÃ¼ckstÃ¤nde der Kraftstoffverbrennung und aufgrund der FettlÃ¶slichkeit des
Farbstoffes Sudan Rot auch dieser in das MotorenÃ¶l Ã¼bergehen und dort
ausgehend von ca. 1% unverbrannt bleibender RÃ¼ckstÃ¤nde ein Anteil von
24mg/6 Liter auszutauschenden AltÃ¶ls verbleibt. Bei der DurchfÃ¼hrung von 3
Ã�lwechseln tÃ¤glich (Stellungnahme des PrÃ¤ventionsdienstes der Beklagten vom
18. Dezember 2009: bis 1983 3 bis 4 Ã�lwechsel arbeitstÃ¤glich) und einer
Kontamination der Haut wÃ¤hrend des Ã�lwechsels mit durchschnittlich 10 ml
dieses AltÃ¶ls ist danach von einer Resorption von 0,02 mg Sudan Rot auszugehen,
das zu ca. 0,1 mg aromatischer Amine metabolisiert wird. Dies bedeutet ausgehend
von 200 Arbeitstagen eine kumulative Dosis von 6mg/Jahr. Dieser Ã¼berzeugenden
Berechnung durch den Prof. Dr. L. ist die Beklagte auch nicht entgegengetreten. Dr.
M. bezeichnet "die gesamte Diskussion" insoweit als "eine theoretische", wobei er
im Hinblick auf die Pathomechanismen, die Prof. Dr. L. anfÃ¼hre, diese als korrekt
bestÃ¤tigt und keine konkreten Argumente gegen die rechnerischen Ã�berlegungen
liefert. Nach diesen fÃ¼r den Senat nachvollziehbaren Berechnungen kann zu
seiner Ã�berzeugung in der Gesamtschau nicht von einer nur geringen beruflichen
Exposition ausgegangen werden, auch wenn die QuantitÃ¤t im Nachhinein nicht
konkret festgestellt werden kann. Soweit Dr. M. und mit ihm die Beklagte als
Voraussetzung fÃ¼r die Annahme einer UrsÃ¤chlichkeit einer beruflich bedingten
Schadstoffexposition auf eine Risikoverdopplung abstellt, entspricht dies nicht dem
aktuellen allgemeinen wissenschaftlichen Erkenntnisstand unabhÃ¤ngig davon,
dass das Gesetz in Â§ 9 Abs. 1 Satz 2 SGB VII das Kriterium einer Risikoverdopplung
als Voraussetzung einer BK-Anerkennung auch nicht erwÃ¤hnt (vgl. dazu BSG, Urteil
vom 30. MÃ¤rz 2017 â�� B 2 U 6/15 R â�� juris Rdnr. 19).

Wie bereits der im Verwaltungsverfahren durch die Beklagte beauftragte
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. J. â�� der allerdings auf der Basis einer vom
PrÃ¤ventionsdienst der Beklagten als nur gering beschriebenen Exposition
gegenÃ¼ber aromatischen Aminen der KanzerogenitÃ¤tskategorie 2 zu einer
negativen Beurteilung gekommen ist â�� in seinem Gutachten vom 29. Juli 2010
dargelegt hat, erfÃ¼llt der KlÃ¤ger auch eine Reihe weiterer Kriterien, die fÃ¼r
einen Zusammenhang seiner Krebserkrankung im Bereich der Harnwege mit einer
beruflichen Exposition gegenÃ¼ber relevanten Gefahrstoffen sprechen. So ist
zunÃ¤chst das deutlich vorgezogene Erkrankungsalter des KlÃ¤gers von 38 Jahren
bei einem mittleren Erkrankungsalter in Deutschland fÃ¼r Harnblasenkarzinome bei
MÃ¤nnern von 70 Jahren ein Indiz fÃ¼r eine berufliche Verursachung. Ebenso
spricht nach Prof. Dr. J. fÃ¼r die berufliche Genese der Erkrankung insbesondere
auch das Krankheitsbild eines rezidivierenden und multilokulÃ¤ren Auftretens des
Harnblasenkarzinoms, wie es bei dem KlÃ¤ger der Fall ist. Prof. Dr. J. hat auch
bestÃ¤tigt, dass die bei dem KlÃ¤ger sich ergebende Latenzzeit von 22 Jahren einen
Zeitraum darstellt, wie er fÃ¼r beruflich bedingte Harnblasenkarzinome
beschrieben ist.

Die berufliche Exposition des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber o-Toluidol war auch wesentliche
Ursache fÃ¼r die Harnblasenkrebserkrankung.

Die auf der 2. PrÃ¼fungsstufe der KausalitÃ¤t zu prÃ¼fende Wesentlichkeit der
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Bedingung ist eine reine Rechtsfrage (vgl. zur Theorie der wesentlichen Bedingung:
BSG, Urteil vom 30. MÃ¤rz 2017 â�� B 2 U 6/15 R â�� juris Rdnr. 23 ff. m.w.N. aus
Rechtsprechung und Literatur). Welche Ursache im Einzelfall rechtlich wesentlich ist
und welche nicht, muss nach Auffassung des praktischen Labens Ã¼ber die
besondere Beziehung zum Eintritt des Erfolgs vom Rechtsanwender (Juristen)
wertend entschieden werden und beantwortet sich nach dem Schutzzweck der
Norm (grundlegend Becker, MedSach 2007, 92; Spellbrink, MedSach 2017, 51,55).
Die rechtliche Wesentlichkeit ist zu bejahen, wenn die Einwirkung rechtlich unter
WÃ¼rdigung auch aller festgestellten mitwirkenden unversicherten Ursachen die
Realisierung einer in den Schutzbereich des jeweils erfÃ¼llten
Versicherungstatbestandes fallenden Gefahr ist. Eine Rechtsvermutung dafÃ¼r,
dass die versicherte Einwirkung wegen ihrer objektiven Mitverursachung auch
rechtlich wesentlich war, besteht nicht. Die Wesentlichkeit ist vielmehr zusÃ¤tzlich
und eigenstÃ¤ndig nach MaÃ�gabe des Schutzzwecks der jeweils begrÃ¼ndeten
Versicherung zu beurteilen. Wesentlich ist dabei nicht gleichzusetzen mit
"gleichwertig" oder "annÃ¤hernd gleichwertig". Auch eine nicht annÃ¤hernd
gleichwertige, sondern rechnerisch verhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig niedriger zu bewertende
Ursache kann fÃ¼r den Erfolg rechtlich wesentlich sein, solange die andere Ursache
keine Ã¼berragende Bedeutung hat.

Im Rahmen der hier maÃ�geblichen BK Nr. 1301 soll die gesetzliche
Unfallversicherung vor Krebserkrankungen durch aromatische Amine schÃ¼tzen
und im Falle einer solchen Erkrankung Leistungen gewÃ¤hren. Da der
Verordnungsgeber keinen Schwellenwert (weder nach Menge noch nach Dauer der
Einwirkung) festgeschrieben hat, der Ã¼berschritten sein muss, damit die BK Nr.
1301 festgestellt werden kann, zeigt bereits die Normformulierung, dass die
betreffenden Gefahrstoffe auch niedrigschwellig als gefÃ¤hrlich eingestuft werden
(BSG, Urteil vom 30. MÃ¤rz 2017, a. a. O.). Im Recht der gesetzlichen
Unfallversicherung wird der Versicherte zudem in dem gesundheitlichen Zustand
geschÃ¼tzt, in dem er mit dem gefÃ¤hrdenden Stoff konfrontiert wird.
AuÃ�erberufliche Noxen sind vorliegend als Ursachen nicht festzustellen, nachdem
der KlÃ¤ger unstreitig immer Nichtraucher war und damit auch das wichtigste
auÃ�erberufliche Risiko des Tabakkonsums als Ursache ausscheidet. Es ergeben
sich auch sonst keine konkreten Hinweise auf auÃ�erberufliche Ursachen der
Krebserkrankung des KlÃ¤gers. Damit entfÃ¤llt eine AbwÃ¤gung zur Frage der
Wesentlichkeit.

Da zur Ã�berzeugung des Senats die Exposition des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber o-
Toluidol allein schon hinreichende und notwendige Bedingung fÃ¼r die Entstehung
der Krebserkrankung der Harnwege bei diesem war, kann die Frage anderer
beruflicher Schadstoffexpositionen, wie Prof. Dr. L. sie aufwirft, dahingestellt
bleiben.

Da der Hauptantrag des KlÃ¤gers erfolgreich ist, brauchte der Senat Ã¼ber den
Hilfsantrag (Anerkennung einer "Wie-BK") keine Entscheidung treffen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Die Entscheidung Ã¼ber die
Nichtzulassung der Revision beruht auf Â§ 160 Abs. 2 SGG.
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